
 

  

S 16 SB 110/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Gießen
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Merkzeichen aG

Kind
Autismussyndrom

Leitsätze keine
Normenkette SGB IX § 229 Abs. 3

SGB IX § 152 Abs. 1
SGB IX § 152 Abs. 4

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 SB 110/17
Datum 30.01.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1. Der Bescheid des Beklagten vom 24.01.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.03.2017 wird aufgehoben und der Beklagte
verurteilt, bei dem KlÃ¤ger ab Antragstellung (August 2016) das Merkzeichen aG
festzustellen.

2. Der Beklagte hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers in
gesetzlichem Umfang zu erstatten.

Tatbestand:

Im Streit steht die Feststellung des Merkzeichens aG aufgrund einer Autismus-
Spektrum-StÃ¶rung.

Durch Bescheid vom 2.7.2015 hatte der Beklagte bei dem am 15.3.2013 geborenen
KlÃ¤ger einen GdB von 100 und die Merkzeichen G, B und H festgestellt. Als
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Behinderungen wurden berÃ¼cksichtigt: "StÃ¶rungen der kÃ¶rperlichen und
geistigen Entwicklung". Grundlage waren unter anderem ein Arztbrief des UKGM
GieÃ�en vom 7.5.2015 sowie ein Pflegegutachten vom 15.6.2015.

Im August 2016 wurde seitens der gesetzlichen Vertreterin die Feststellung des
Merkzeichens aG beantragt, beigefÃ¼gt waren Arztbriefe des Zentrums fÃ¼r
Kinderheilkunde UKGM GieÃ�en vom 22.2.2016, 3.5.2016 und 14.7.2016 sowie das
Rezept fÃ¼r einen Reha-Buggy. Zur Akte gelangte auÃ�erdem das Pflegegutachten
des MDK Hessen vom 2.5.2016, und weitere Arztbriefe des Zentrums fÃ¼r
Kinderheilkunde UKGM GieÃ�en vom 14.7.2016 und 7.12.2016.

Durch Bescheid vom 24.1.2017 lehnte der Beklagte danach die Feststellung des
Merkzeichens aG ab. Der KlÃ¤ger legte hiergegen fristgerecht Widerspruch ein und
trug vor, er sei dem aG-berechtigten Personenkreis gleichzustellen. Durch
Widerspruchsbescheid vom 24.3.2017 wies der Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Der KlÃ¤ger hat hiergegen am 26.4.2017 vor dem Sozialgericht GieÃ�en Klage
erhoben.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, er sei zwar nicht physisch daran gehindert, sich ohne
fremde Hilfe auÃ�erhalb eines Kraftfahrzeuges zu bewegen, der bei ihm
festgestellte Autismus mit schwerer VerhaltensstÃ¶rung fÃ¼hre jedoch dazu, dass
er von seinen physischen MÃ¶glichkeiten keinen Gebrauch machen kÃ¶nne. Er sei
den in der Verordnung genannten Beispielserkrankungen daher wegen der
identischen Folgen gleichzustellen. Er werde in fremder Umgebung grundsÃ¤tzlich
in einem speziellen Reha-Buggy gefahren.

Der KlÃ¤ger beantragt,
den Bescheid des Beklagten vom 24.1.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.3.2017 aufzuheben und bei ihm ab Antragstellung
(August 2016) das Merkzeichen aG festzustellen.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hÃ¤lt die getroffenen Feststellungen fÃ¼r zutreffend. Zumindest in
gewohnter Umgebung bewege sich der KlÃ¤ger frei. Treppensteigen gelinge ihm
mit UnterstÃ¼tzung an der Hand.

Das Gericht hat einen Befundbericht des Hausarztes Dr. D. vom 15.6.2017 sowie die
(bereits bekannten) Krankenunterlagen des KlÃ¤gers im Zentrum fÃ¼r
Kinderheilkunde des UKGM GieÃ�en beigezogen. Der KlÃ¤ger hat eine
Stellungnahme des Autismus-Therapieinstituts E Stadt, in dem er seit September
2016 behandelt wird, vom 28.9.2017vorgelegt.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 30.01.2020 hat die Mutter des
KlÃ¤gers verschiedene Fotos vorgelegt, Kopien eines Reha-Antrages fÃ¼r sich
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sowie den SGB IX-Bescheid bezÃ¼glich des Vaters des KlÃ¤gers, auÃ�erdem hat sie
eine Videoaufnahme vom Anziehen des KlÃ¤gers vor dem Gerichtstermin vom
Handy abgespielt.

Zum Sach- und Streitstand im Einzelnen wird auf die Gerichtsakte sowie die
Schwerbehindertenakte des KlÃ¤gers bei dem Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig, da sie insbesondere form- und fristgerecht vor dem
zustÃ¤ndigen Gericht erhoben wurde.

Die Klage ist auch in der Sache begrÃ¼ndet.

Die Feststellungen des Beklagten sind insoweit rechtswidrig als der KlÃ¤ger
Anspruch auf Feststellung des Merkzeichens aG hat.

GemÃ¤Ã� Â§ 152 Abs. 1 des SGB IX in der Fassung des Gesetzes zur StÃ¤rkung der
Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen
(Bundesteilhabegesetz â�� BTHG / frÃ¼her Â§ 69 Abs. 1 SGB IX) stellen auf Antrag
des behinderten Menschen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden das Vorliegen einer
Behinderung und den Grad der Behinderung (GdB) fest. Sind neben dem Vorliegen
der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale Voraussetzung fÃ¼r die
Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen, so treffen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung
des BVG zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auch die hierzu erforderlichen Feststellungen (Â§
152 Abs. 4 SGB IX/BTHG-Fassung).

Haben die oben genannten BehÃ¶rden schon Feststellungen nach Â§ 152 Abs. 1 des
SGB IX getroffen, so ist gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch â�� 10.
Buch â�� SGB X der Verwaltungsakt mit Dauerwirkung auf Antrag oder von Amts
wegen mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, wenn in den tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine
wesentliche Ã�nderung eingetreten ist. Eine wesentliche Ã�nderung liegt nur vor,
wenn der verÃ¤nderte Gesundheitszustand mit hoher Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger
als sechs Monate andauert und die Ã�nderung des GdB wenigstens 10 betrÃ¤gt
oder etwa die Voraussetzungen fÃ¼r ein Merkzeichen neu festzustellen oder
weggefallen sind (vgl. Anlage zu Â§ 2 VersMedV Teil A Kap. 7).

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung des Merkzeichens aG sind nach den
vorhandenen Befunden und dem persÃ¶nlichen Eindruck der Kammer von dem
KlÃ¤ger im Termin am 30.01.2020 nachgewiesen, so dass insoweit eine die
Anerkennung einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung rechtfertigende
wesentliche Ã�nderung gegenÃ¼ber dem Bescheid vom 02.07.2015 objektiviert
werden konnte.

Die Kriterien, unter denen der Nachteilsausgleich aG festgestellt werden kann,
ergeben sich nach dem Erlass des Bundesteilhabegesetzes (BGBl. I 2016, S. 3234
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ff.) fÃ¼r den Zeitraum ab 01.01.2018 aus der ab diesem Zeitpunkt geltenden
Fassung des Â§ 229 Abs. 3 SGB IX (BGBl. I 2016, S. 3303), welcher lautet:
"Schwerbehinderte Menschen mit auÃ�ergewÃ¶hnlicher Gehbehinderung sind
Personen mit einer erheblichen mobilitÃ¤tsbezogenen TeilhabebeeintrÃ¤chtigung,
die einem GdB von mindestens 80 entspricht. Eine erhebliche mobilitÃ¤tsbezogene
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung liegt vor, wenn sich die schwerbehinderten Menschen
wegen der Schwere ihrer BeeintrÃ¤chtigung dauernd nur mit fremder Hilfe oder mit
groÃ�er Anstrengung auÃ�erhalb ihres Kraftfahrzeuges bewegen kÃ¶nnen. Hierzu
zÃ¤hlen insbesondere schwerbehinderte Menschen, die auf Grund der
BeeintrÃ¤chtigung der GehfÃ¤higkeit und Fortbewegung â�� dauerhaft auch fÃ¼r
sehr kurze Entfernungen â�� aus medizinischer Notwendigkeit auf die Verwendung
eines Rollstuhls angewiesen sind. Verschiedenste GesundheitsstÃ¶rungen
(insbesondere StÃ¶rungen bewegungsbezogener, neuromuskulÃ¤rer oder mentaler
Funktionen, StÃ¶rungen des kardiovaskulÃ¤ren oder Atmungssystems) kÃ¶nnen die
GehfÃ¤higkeit erheblich beeintrÃ¤chtigen. Diese sind als auÃ�ergewÃ¶hnliche
Gehbehinderung anzusehen, wenn nach versorgungsÃ¤rztlicher Feststellung die
Auswirkung der GesundheitsstÃ¶rungen sowie deren Kombination auf die
GehfÃ¤higkeit dauerhaft so schwer ist, dass sie der unter Satz 1 genannten
BeeintrÃ¤chtigung gleich kommt." Damit hat der Gesetzgeber sich nunmehr fÃ¼r
die Beurteilung einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung an der Frage der
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung orientiert und alle relevanten FunktionsstÃ¶rungen auf
allen medizinischen Fachgebieten sowie auch Kombinationen von
BeeintrÃ¤chtigungen erfasst. Er hat sich damit aber nicht grundsÃ¤tzlich von den in
der Rechtsprechung entwickelten strengen BewertungsmaÃ�stÃ¤ben entfernt (vgl.
HLSG, Beschluss vom 23. Juni 2017 â�� L 3 SB 138/16).

Unstreitig gehÃ¶rt der KlÃ¤ger bei allein auf sein physisch mÃ¶gliches Gehen
reduzierter Sichtweise nicht zu dem vorstehend beschriebenen Personenkreis. Er ist
jedoch aufgrund seiner mentalen BeeintrÃ¤chtigung im Sinne eines schwerstgradig
ausgeprÃ¤gten Autismussyndroms diesem Personenkreis gleichzustellen, denn er
ist zur Ã�berzeugung des Gerichts nicht in der Lage, selbstÃ¤ndig zielgerichtet â��
auch unter Zuhilfenahme einer Begleitperson â�� eine auch nur geringfÃ¼gige
Strecke zurÃ¼ckzulegen.

Schon das BSG hatte im Urteil vom 13.12.1994, Az. 9 RVs 3/94 noch zu den bisher
geltenden Vorschriften ausgefÃ¼hrt, dass zwar weder OrientierungsstÃ¶rungen
noch zeitweise AnfÃ¤lle den Anspruch auf "aG" begrÃ¼nden kÃ¶nnten, es fÃ¼r die
Frage der allgemeine Vergleichbarkeit aber entscheidend darauf ankomme, dass
die Auswirkungen der Behinderung funktionell dem beschriebenen Personenkreis
gleichzuachten seien. Der Leidenszustand mÃ¼sse ebenfalls wegen einer
auÃ�ergewÃ¶hnlichen Behinderung beim Gehen die Fortbewegung auf das
Schwerste einschrÃ¤nken. Dies sei etwa dann der Fall, wenn sich die mit der
Behinderung verbundenen Schwierigkeiten und Gefahren dahingehend auswirken,
dass der behinderte Mensch im innerstÃ¤dtischen FuÃ�gÃ¤ngerverkehr auch durch
eine Begleitperson nicht mehr sicher gefÃ¼hrt werden kann. Ein solcher Zustand
wÃ¤re etwa erreicht, wenn eine verantwortungsbewusste Begleitperson den
Behinderten wegen der SelbstgefÃ¤hrdung und der GefÃ¤hrdung anderer nicht
mehr fÃ¼hren, sondern regelmÃ¤Ã�ig nur noch im Rollstuhl bewegen wÃ¼rde (vgl.
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BSG, Urteil vom 29. Januar 1992 â�� 9a RVs 4/90).

Auch das LSG NRW hat mit Urteil vom 25.08.2005, Az. L 7 SB 176/04 diese Parallele
gezogen und fÃ¼r das Merkzeichen aG bei fehlender funktioneller EinschrÃ¤nkung
des GehvermÃ¶gens bezÃ¼glich stÃ¤ndig aufsichtsbedÃ¼rftiger Personen
gefordert, dass sie im innerstÃ¤dtischen FuÃ�gÃ¤ngerverkehr von einer
Begleitperson nicht mehr sicher gefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen. Ein solcher Zustand sei
noch nicht erreicht, wenn der Behinderte wegen der BeeintrÃ¤chtigung seines
OrientierungsvermÃ¶gens und seines unkontrollierbaren Bewegungsdranges der
FÃ¼hrung durch eine Begleitperson bedarf. Hinzukommen mÃ¼sse eine so starke
SelbstgefÃ¤hrdung oder GefÃ¤hrdung Dritter aufgrund der Auswirkungen der
Behinderung, dass eine verantwortungsbewusste Begleitperson den Behinderten im
innerstÃ¤dtischen FuÃ�gÃ¤ngerverkehr nicht mehr fÃ¼hren, sondern regelmÃ¤Ã�ig
nur noch im Rollstuhl befÃ¶rdern wÃ¼rde (siehe auch BAG Urteil vom 29.01.1992, 9
a/9 RVs 4/90; Urteil vom 22.04.1998, B 9 SB 7/97 R; Bayerisches LSG, Urteil vom
18.03.2003, L 15 SB 77/00).

SchlieÃ�lich hat das LSG Berlin Brandenburg mit Beschluss vom 15.10.2013, Az. L
11 SB 207/13 B PKH ebenfalls unter Bezug auf die Rechtsprechung des BSG
ausgefÃ¼hrt, auch stÃ¤ndig aufsichtsbedÃ¼rftige Personen kÃ¶nnten dem in der
VwV-StVO zu Â§ 46 Abs. 1 Nr. 11 StVO im einzelnen angesprochenen Personenkreis
erst dann gleichgestellt werden, wenn sie im innerstÃ¤dtischen
FuÃ�gÃ¤ngerverkehr durch eine Begleitperson nicht mehr sicher gefÃ¼hrt werden
kÃ¶nnen.

Nach dieser Rechtsprechung, der sich das Gericht vollumfÃ¤nglich anschlieÃ�t, sind
bei dem KlÃ¤ger die Voraussetzung fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens aG
ausnahmsweise trotz prinzipiell physisch vorhandener GehfÃ¤higkeit gegeben, denn
zur Ã�berzeugung der Kammer ist bei diesem aufgrund seiner ausgeprÃ¤gten
mentalen Behinderung jederzeit damit zu rechnen, dass er sich von der jeweiligen
Begleitperson losreiÃ�t, von dieser weglaufen mÃ¶chte oder in
impulsiven/aggressiven AusbrÃ¼chen gegen die Begleitperson oder Dritte losgehen
kÃ¶nnte. Damit besteht jederzeit die latente Gefahr, dass sich der KlÃ¤ger selbst,
Dritte bzw. seine Begleitperson gefÃ¤hrdet.

Auf dem von der Mutter des KlÃ¤gers gezeigten Handyvideo ist die groÃ�e Kraft
erkennbar, mit der der KlÃ¤ger, der im MÃ¤rz erst sein 7. Lebensjahr vollendet,
ausgestattet ist. Eine erwachsene Person allein vermag den Jungen trotz voller
Umklammerung des OberkÃ¶rpers kaum festzuhalten. Aufgrund der GrÃ¶Ã�e des
KlÃ¤gers und der Kraft, mit der er gegen die betreuende Person unvermittelt und
unvorhersehbar jederzeit loszugehen vermag, ist es keiner
verantwortungsbewussten Begleitperson mÃ¶glich, mit dem KlÃ¤ger "an der Hand"
ohne Eigen- oder FremdgefÃ¤hrdung auch nur geringste Strecken zurÃ¼ckzulegen.
Es ist deshalb fÃ¼r das Gericht absolut nachvollziehbar, dass der KlÃ¤ger von
seinen Bezugspersonen auch auf kÃ¼rzesten Strecken wie dem Weg vom Auto ins
Haus mittels des Reha-Buggy transportiert wird. Er ist damit faktisch auf diesen
einem Rollstuhl vergleichbaren Transport angewiesen, so dass die Voraussetzungen
fÃ¼r aG zu bejahen sind, da er insoweit in seiner Fortbewegung auf das Schwerste
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eingeschrÃ¤nkt ist.

BestÃ¤tigt wird dieser Eindruck durch die Angaben in den vorliegenden
Befundberichten. Das Pflegegutachten des MDK Hessen vom 2.5.2016 enthÃ¤lt
insoweit die Aussage, dass der KlÃ¤ger kÃ¶rperliche NÃ¤he vehement ablehnt,
hÃ¤ufig ein deutliches tÃ¤tlich-aggressives Verhalten zeigt, er sich zwar innerhalb
der Wohnung frei bewegt, zielgerichtetes Gehen jedoch nicht mÃ¶glich ist, da er
generell nicht auf Aufforderungen reagiert.

In der Stellungnahme des Autismus-Therapieinstituts E-Stadt, in dem der KlÃ¤ger
seit September 2060 behandelt wird, vom 28.9.2017 heiÃ�t es: "A. ist nicht in der
Lage Handlungen zu planen und alleine durchzufÃ¼hren. Er kann sich alleine nicht
orientieren und Gefahren einschÃ¤tzen, wodurch er die gesamte Zeit beaufsichtigt
werden muss. Wenn A. ein von ihm begehrtes Objekt sieht rennt er zu diesem direkt
hin. Dies fÃ¼hrt dazu, dass er beim Aussteigen aus dem Auto in einer enormen
Geschwindigkeit zu seinem begehrten Objekt, z. B. ein bestimmtes Auto, lÃ¤uft.
FÃ¼r die Mutter ist es dann kaum mÃ¶glich ihn zurÃ¼ck zu halten. Dies ist
insbesondere im StraÃ�enverkehr problematisch. In seiner
Wahrnehmungsverarbeitung ist A. beeintrÃ¤chtigt. So kann er nicht hinreichend
verschiedene Reize gleichzeitig verarbeiten. Bestimmte Reize empfindet A. als
extrem unangenehm. A. kann Situationen nicht ausreichend einschÃ¤tzen und auf
diese adÃ¤quat reagieren. Unvorhergesehene Ereignisse sowie Situationen, die
fÃ¼r ihn unklar sind, fÃ¼hren bei ihm zu Verunsicherung und Hilflosigkeit. Bei
Anspannung, Stress und Ã�berforderung kann A. sein Verhalten nicht ausreichend
regulieren. Dies fÃ¼hrt dazu, dass er WutanfÃ¤lle bekommt. Hierbei schreit er,
schlÃ¤gt um sich und wirft sich auf den Boden. FÃ¼r die Mutter ist es dann, auf
Grund seiner Kraft, kaum mÃ¶glich ihn festzuhalten. In Ã�berforderungssituationen
zeigt A. ebenso Weglauftendenzen."

Der Klage war daher stattzugeben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, die Rechtsmittelbelehrung folgt
aus Â§ 143 SGG.

Erstellt am: 12.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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